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Prolog

Gewalt an Kindern ist keine Marginalität, sondern eher ein Spiegel 
einer beschämenden Realität, die man nicht wahlweise gesell-
schaftlich oder politisch aussitzen kann. Erst recht darf man 
sie nicht gemäß dem Motto „Familienschutz vor Kinderschutz“ 
einem staatsfreien Schonraum „Familie“ zuordnen. 

Schon 2009 erstellte der Bund Deutscher Kriminalbeamter in 
Zusammenarbeit mit der Techniker Krankenkasse, dem Leiter 
des Instituts für Rechtsmedizin im Klinikum Duisburg, Dr. Lars 
Althaus, und dem leider schon verstorbenen Ersten Kriminal-
hauptkommissar Heinz Sprenger aus Duisburg eine Broschüre, 
die den verantwortlichen Institutionen und Personen taktische 
und rechtliche Wege und Möglichkeiten aufzeigte, Verdacht nicht 
nur zu schöpfen, sondern auch entsprechende Handlungsmög-
lichkeiten zur Verfügung stellte. 

In dieser neu überarbeiteten, 3. Ausgabe wurden die geänderten 
rechtlichen Rahmenbedingungen sowie aktuelle kriminalistische 
und rechtsmedizinische Erfahrungssätze berücksichtigt. Dabei 
soll und kann dieses kleine Fachbuch medizinische Fachbücher 
nicht ersetzen. 

Unser Antrieb war und ist, diejenigen zu schützen, die sich in 
unserer Gesellschaft am wenigsten wehren können. Es geht um 
unsere Kinder, die der Willkür und Boshaftigkeit von Tätern tagtäg-
lich schutzlos ausgeliefert sind und die oft in einem Umfeld leben 
müssen, das ihnen eigentlich Schutz bieten soll: die Familie. 
Für eine bessere Lesbarkeit wird in der vorliegenden Publi-
kation im Folgenden das grammatikalische Maskulinum als 

geschlechtsneutrale Ausdrucksform verwendet, wenn von 
Personen die Rede ist. Es wird darauf hingewiesen, dass selbst-
verständlich stets Personen aller Geschlechter gemeint sind.

Werner Märkert
Kriminaldirektor a. D.
Ehem. Studiengebietsleiter und Dozent für Kriminalwissenschaf-
ten an der Hochschule der Polizei Rheinland-Pfalz 
Ehrenvorsitzender des Bund Deutscher Kriminalbeamter  
Rheinland-Pfalz


